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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Mittels Postulat forderte CVP-Nationalrat Gerhard Pfister (ZG) den Bundesrat auf zu
prüfen, ob und unter welchen Voraussetzungen ein Betätigungsverbot für die Hisbollah
in der Schweiz eingeführt werden könnte. Die schiitische Organisation, welche die
«gewaltsame Vernichtung Israels» zum Ziel habe, müsse auf die Terrorliste gesetzt und
dadurch in der Schweiz besser überwacht werden, argumentierte Pfister. Die
Umsetzung, so der Postulant, solle nach dem Vorbild Deutschlands geschehen. Das
Nachbarland hatte bereits früher im Jahr ein Aktivitätsverbot verhängt mit der
Begründung, die Hisbollah sei für zahlreiche Anschläge verantwortlich, deshalb als
terroristische Organisation einzustufen und stelle auch eine Bedrohung für Europa dar.
Ein Verbot solle zum Beispiel Versammlungen von Aktivistinnen und Aktivisten sowie das
Zeigen von Symbolen in der Öffentlichkeit, in Propagandafilmen und Schriftstücken
umfassen und die Grundlage schaffen, um das Vermögen von Vereinen, welche im
Zusammenhang mit der Hisbollah stehen, einziehen zu können, so der Vorschlag des
Postulanten. Gemäss Aargauer Zeitung sei auch denkbar, das Verbot der Al-Kaida und
des Islamischen Staats auf die Hisbollah auszuweiten. Der Bundesrat hatte sich in seiner
Stellungnahme dazu bereit erklärt, das Anliegen Pfisters zusammen mit dem Postulat
seiner Parteikollegin Marianne Binder-Keller (cvp, AG; Po. 20.3650) in einem Bericht
aufzuarbeiten. In der Herbstsession 2020 nahm der Nationalrat den Vorstoss
stillschweigend an. 1
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1) Po. 20.3824; AZ, 27.8.20; NZZ, 16.9.20
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